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Die vorgenannte Kleine Anfrage beantworte ich namens der 
Bundesregierung wie folgt: 


1. Hält die Bundesregierung die Rückstufung für vertretbar, ob- 
wohl die vier Küstenländer einen Bedarf an Bundesmitteln für 
das laufende Kalenderjahr von 150 Millionen DM für unbedingt 
notwendig halten? 


Im Haushaltsentwurf 1970 des Einzelplans 10 sind für den 
Küstenschutz 100 Millionen DM vorgesehen; das ist der gleiche 
Haushaltsansatz wie im Haushaltsjahr 1969. Eine Rückstufung 
gegenüber dem Vorjahr ist somit nicht eingetreten. In Wegfall 
gekommen ist lediglich der im Haushaltsjahr 1969 auf Vorschlag 
des Haushaltsausschusses des Bundestages beim Titel Küsten- 
schutz aufgenommene Haushaltsvermerk, wonach der Ansatz 
für den Küstenschutz aus Einsparungen an anderer Stelle bis zu 
22 Millionen DM überschritten werden durfte. Während 1969 
eine solche Einsparungsmöglichkeit - infolge späteren Inkraft- 
tretens der Novelle zum Altershilfegesetz - sich schon bei den 
Haushaltsberatungen abzeichnete, ist für das Haushaltsjahr 
1970 eine derartige Einsparungsmöglichkeit nicht zu erkennen. 
Der Haushaltsvermerk wäre daher in 1970 unrealistisch und 
würde falsche Hoffnungen erwecken. Die Bundesregierung hat 
deshalb davon abgesehen, ihn im Haushaltsentwurf 1970 vor- 
zusehen. 
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2. Ist der Bundesregierung bekannt, daß bei dem jetzigen Haus- 
haltsansatz auf die Länder Schleswig-Holstein und Niedersachsen 
lediglich je 30 Millionen DM entfallen, während dem Land 
Schleswig-Holstein bereits 1969 47 Millionen DM Bundesmittel 
zur Verfügung standen, der Bedarf für 1970 für Schleswig-Hol- 
stein aber 51 Millionen DM und für Niedersachsen aber 60 Mil- 
lionen DM Bundesmittei beträgt? 

Der hohe Finanzbedarf der Länder Schleswig-Holstein und 
Niedersachsen zur Fortsetzung der laufenden Küstenschutzmaß- 
nahmen ist der Bundesregierung bekannt. 


3. Hält die Bundesregierung eine Kürzung für gerechtfertigt auch 
angesichts der Tatsache, daß für 1970 im Bauwesen mit einer 
Kostensteigerung aus Lohn- und Preiserhöhung von 15 Vo zu 
rechnen ist? 

4. Entspricht es der Auffassung der Bundesregierung, daß kon- 
junkturdämpfende Maßnahmen möglichst nicht auf schwach 
strukturierte Gebiete, wie es dies in dem betroffenen Küsten- 
raum ausschließlich der Fall ist, ausgedehnt werden sollen? 

Im Haushaltsentwurf 1970 konnten die Ausgaben für dringend 
notwendige strukturverbessernde Investitionsvorhaben nicht in 
allen Fällen auf der Höhe des Vorjahres gehalten werden. Zu 
diesen Einschränkungen sah sich die Bundesregierung gezwun- 
gen, um einerseits die vordringlichsten Mehranforderungen an 
den Bundeshaushalt (Sozialbereich, Verkehrsbereich, Bildung 
und Wissenschaft u. a.) zu erfüllen, ohne dabei andererseits die 
zur Wahrung der Geldwertstabilität gezogenen Grenzen zu 
überschreiten. Wenn trotzdem beim Küstenschutz der Haus- 
haltsansatz des Vorjahres beibehalten wurde, so ist darin eine 
Besserstellung gegenüber anderen Investitionsvorhaben im Be- 
reich des Einzelplans 10 zu sehen, die den in den Fragen 3 und 
4 angesprochenen Gesichtspunkten im Rahmen der gegebenen 
Möglichkeiten Rechnung tragen soll. Dies geschah insbesondere 
deshalb, weil auch die Bundesregierung der Ansicht ist, daß 
konjunkturdämpfende Maßnahmen möglichst nicht auf schwach 
strukturierte Gebiete ausgedehnt werden sollten. 

5. Teil die Bundesregierung die Auffassung der Fragesteller, daß 
der Fortführung des Küstenschutzes ein hoher Dringlichkeitsgrad 
zukommt, umsomehr, als man damit rechnen muß, daß sich eine 
Flutkatastrophe wie des Jahres 1962 jederzeit wiederholen kann? 

Die Bundesregierung teilt die Auffassung, daß die Küsten- 
schutzmaßnahmen besonders dringlich sind. Obwohl die Ver- 
pflichtung zum Küstenschutz verfassungsrechtlich bei den Län- 
dern liegt, hat der Bund in den Jahren 1948 bis 1969 insgesamt 
rd. 1,46 Mrd. DM Förderungsmittel in seinen Haushaltsplänen 
veranschlagt. Zusammen mit den Mitteln der Länder sind bis 
1969 rd. 2,2 Mrd, DM in Küstenschutzanlagen investiert worden. 
Der Bund hat somit Leistungen in größerem Umfange als die 
Länder erbracht und wird dies auch künftig tun. Dabei wird 
davon ausgegangen, daß die Küstenländer ihre Mittel im Ver- 
hältnis Bund : Land = 3:1 erbringen werden, was bisher nicht 
in allen Haushaltsjahren der Fall gewesen ist. 

Josef Ertl 
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